
die innere Ordnung der beiden heute in Deutschland 
bestehenden staatsrechtlichen Systeme, wenn Giese bei 
jedem Artikel des Bonner Grundgesetzes zum Ver­
gleich stets den entsprechenden Artikel der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik anführt. 
Solche sachlichen Diskussionen sind bereits mit dem 
ersten Volkskammerappell an den Bundestag vom 
30. Januar 1951 vorgeschlagen worden, und die für den 
Frieden und die Einheit unseres Vaterlandes eintreten­
den Deutschen beiderseits der Zonengrenzen sind ja 
immer wieder bereit, solche Gespräche zu führen.

Ebenso zeugt es von dem Willen zu sachlicher Ein­
schätzung der Gesamtsituation, daß Giese sich über die 
Stellung der Bundesrepublik zu Gesamtdeutschland 
völlig im klaren ist. Er macht sich nicht den — ange­
sichts der vom Einverständnis zum Verkauf des Saar­
gebietes an Frankre'ch über die Zustimmung zum 
Ruhrstatut bis zum Schuman-Plan und zum Washing­
toner Abkommen fortgesetzten antinationalen Politik 
geradezu grotesken — Ausspruch der Adenauer- 
Schumacher-Clique zu eigen, das im klaren Wider­
spruch zum- Potsdamer Abkommen entstandene west­
deutsche Staatswesen sei „d e r“ deutsche Staat. Er 
stellt vielmehr (Erl. II, 4) ausdrücklich fest:

„Es gibt also genau genommen keine Bundesrepu­
blik „Deutschland1, sondern nur eine westdeutsche 
Bundesrepublik i n Deutschland.“

Dieser Satz enthält unleugbar trotz der vorhergehen­
den pessimistischen und auch im Hinblick auf das 
Potsdamer Abkommen juristisch nicht zutreffenden 
Feststellung Deutschland sei heute kein staatsrecht­
licher. sondern bloß „ein geographischer, vielleicht auch 
völkerrechtlicher Begriff“, ein Bekenntnis zur Einheit 
Deutschlands, mit dem sich Giese sicher bei den Herren 
in Bonn nicht sehr beliebt machen wird.

Es bleibt dagegen unverständlich, daß ein Staats­
rechtler wie Giese, der sehr genau die völkerrechtlichen 
Abkommen von Jalta und Potsdam und ihre Rechts- 
Verbindlichkeit kennt, das juristisch völlig unsinnige, 
aber politisch eindeutigen Zwecken dienende, von den 
imperialistischen Kriegsinteressenten und ihren be­
zahlen Handlangern erfundene Schlagwort vom 
„Mitteldeutschen (ungenau: Ostdeutschen) Gesamt­
staatswesen“ als Bezeichnung für die Deutsche Demo­
kratische Republik kritiklos übernimmt, obwohl er 
sonst die richtige Bezeichnung „Deutsche Demokra­
tische Republik“ gebraucht (Erl. II, 4).

Ebensowenig kann man den Widerspruch zwischen 
Gieses Erläuterungen zu Art. 26 und Art. 4 des Bonner 
Grundgesetzes begreifen oder seine Ausführungen zu 
Art. 4 billigen. Giese erläutert den Art. 26. der alle 
Handlungen, die „geeignet sind und in der Absicht 
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben 
der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines 
Angriffskrieges vorzubereiten“, für verfassungswidrig 
erklärt, außerordentlich klar und eindeutig. Er unter­
streicht die Bedeutung dieses Artikels, indem er 
schreibt:

„Was immer diesem objektiven und subjektiven 
Tatbestand entspricht,- ist auf allen Rechtsgebieten 
verpönt, insbesondere als Rechtsgeschäft und als 
Verwaltungsakt ungültig und unverbindlich, allen 
öffentlichen und privaten Stellen zu tun verboten, 
von allen Organen des Bundes und der Länder zu 
verhindern und zu verfolgen.“

Giese stellt also eindeutig fest, daß nach dem Grund­
gesetz nur eine Friedenspolitik verfassungsmäßig sein 
kann, daß alle Staatsorgane der Bundesrepublik ver­
pflichtet sind, jede diesem Ziel widersprechende Hand­
lung zu verfolgen. Er spricht damit ein vernichtendes 
Urteil über die gesamte Politik der Adenauer- 
Regierung aus und erklärt, daß faktisch die heute 
amtierenden Politiker der westdeutschen Regierungs­
parteien strafrechtlich zu verfolgen seien. Mit 
seiner formalistischen Kommentierung des Art. 4 
Abs. 3 des Grundgesetzes, der ein1 Kriegsdienstverwei­
gerungsrecht statuiert, arbeitet dagegen Giese den 
Kriegstreibern geradezu in die Hände. Im Dezember 
1950, als Giese sein Buch abschloß, war die Diskussion 
um die Einschränkung der Wirkung des Art. 4 Abs. 3, 
wenn nicht um seine Außerkraftsetzung, bereits von 
Adenauer eingeleitet worden; die New Yorker Be­

schlüsse waren bekannt, der Grotewohl-Brief an 
Adenauer geschrieben. Der Art. 4 Abs. 3 stand offen­
bar den Absichten der Bonner Machthaber im Wege. 
Wenn man diese Verfassungsbestimmung in ihrem 
Zusammenhang mit Art. 26 Abs. 1 betrachtet, ergibt 
sich, daß sie jeden staatlichen Zwang zu militä­
rischen Dienstleistungen ausschließen will und muß, die 
einer Aggression oder einer Aggressionsvorbereitung 
dienen. Diese Bestimmung des Grundgesetzes kann 
man also niemals, wie es Giese tut, auf Grund von 
Wortinterpretationen einengend auslegen, sondern 
muß sie logischerweise im weiten Sinn verstehen, 
da im anderen Falle staatlicher Zwang zu ver­
fassungswidrigen Handlungen möglich wäre. Es kann 
daher (auch mit Rücksicht auf Art. 20 Abs. 3 des 
Grundgesetzes) der Zwang zum Kriegsdienst „ohne 
Waffe“ nicht durch ein einfaches Gesetz begründet 
werden, insbesondere da die Unterscheidung, ob ein 
Kriegsdienst mit oder ohne Waffe geleistet wird, im 
modernen, Krieg kaum möglich sein dürfte. Man lege 
sich nur einmal die Frage vor, ob ein Chemiker, der 
bakteriologische Kampfmittel entwickelt, im Wortsinne 
Kriegsdienst „mit der Waffe“ leistet. Hier zeigt sich 
einmal mehr, daß solche formalistischen Wortinter­
pretationen nur den Kriegstreibern die Hände frei 
machen und den Art. 4 Abs. 3 seines wirklichen Inhalts 
berauben.

Demgegenüber muß man es wieder als Ausdruck 
eines Versuches zu wissenschaftlicher Sachlichkeit und 
zu realer Einschätzung staatsrechtlicher Vorgänge 
werten, wenn Giese an seiner Darstellung des „Rechts­
vorgangs der Verfassunggebung“ (S. 15—20) festhält. 
Damit bestätigt er erneut, daß die Schaffung der sog. 
Bundesrepublik in Westdeutschland auf die direkte 
Weisung der Regierungen der Westmächte erfolgte, die 
mit den ihnen willfährigen Bonner Politikern die 
volle Verantwortung für den Bruch des Potsdamer 
Abkommens und für das Abgehen von seiner grund­
legenden Forderung, Deutschland als „Einheit zu be­
trachten“, d. h. für die heute den Frieden Europas 
und die nationale Existenz unseres Volkes bedrohende 
Spaltung Deutschlands, tragen. Ja, Giese — bei der 
heutigen Situation in Westdeutschland muß man schon 
sagen — wagt es, bei der Darstellung des Rechtsvor­
gangs der Verfassunggebung (S. 15) die hier in der 
ersten Besprechung seines Buches getroffenen Fest­
stellungen. die die politischen Konsequenzen des 
Bonner Weges klar enthüllten, neben anderen Lite­
raturhinweisen mit genauer Quellenangabe zu belegen. 
Wir schließen daraus, daß Giese, dessen Haltung der 
Ausdruck einer sowohl wissenschaftlichen wie natio­
nalen Einstellung ist, aus Verantwortungsbewußtsein, 
trotz vieler grundsätzlicher Differenzen, die zwischen 
seiner und unserer Auffassung von der zweckmäßigen 
staatsrechtrchen Gestaltung eines künftigen Gesamt­
deutschland bestehen, an einer Aussprache über diese 
Probleme gelegen ist. Eine solche Aussprache könnte 
dazu beitragen, die von den USA-hörigen Bonner Poli­
tikern ständig betriebene Verdichtung des Eisernen 
Vorhangs zwischen der Deutschen Demokratischen Re­
publik und Westdeutschland zu durchbrechen. Wir sind 
jedem westdeutschen Juristen dankbar, der bereit ist, 
über diese Fragen sachlich mit uns zu diskutieren; 
denn wir wissen — und die Besuche vieler westdeutscher 
Kollegen in der Deutschen Demokratischen Republik, 
nicht zuletzt während des V. Kongresses der Inter­
nationalen Vereinigung Demokratischer Juristen, haben 
das bewiesen —, daß wir uns über die Grundfragen 
der Zukunft unseres Volkes verständigen können, 
wenn sich Deutsche aus Ost und West an einen Tisch 
setzen.

Die 2. Auflage des Buches von Giese gewinnt eine 
besondere Bedeutung, wenn man den Kommentar 
heute, im Oktober 1951, im Hinblick auf die inzwischen 
eingetretene weitere Verschärfung des Remilitarisie- 
rungs- und Faschisierungskurses der Bonner Regierung 
liest. Es wäre interessant zu wissen, wie Giese die 
en! scheidenden Artikel des Bonner Grundgesetzes heute 
angesichts des Verbots der Volksbefragung in West­
deutschland. angesichts des Adenauerschen Personal­
erlasses und des „Blitzgesetzes“ kommentieren würde. 
Stehen nach Giese das Verbot der FDJ und des Rates
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